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Sericht über die Verhandlungen
-es dreizehnten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfirndvierzigste Sitzung.
Oldenburg, den 13. Mai 1861. Morgens 10 .Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Ausschusses zur Begutachtung des Gesetzentwurfes, betr. die Strafproceßordnungen:
g. für das Fürstenthum Lübeck(Nebenanlage4 zu Anlage 69 S . 725) ,
b. für das Fürstenthum Birkenfeld(Nebenanlage8 zu Anlage 69 S . 856),

(Bericht des Ausschusses: S . 1414—1423 der Abklatsche).
2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Aushebung der Klage auf

Eingehung der Ehe, sowie die Gerichtsbarkeit und den Proceß in Ehesachen(Nebenanlage3 zu An¬
lage 69, S . 723 und 724 der gedruckten Anlagen). ^

3) Bericht desselben Ausschusses, betr. die Gebühren in bürgerlichen Rechts- und in Strafsachen:
s. für das Fürstenthum Lübeck(Ncbenanlage6 zu Anlage 69 S . 838) ,
b. für daS Fürstenthum Birkenfeld(Nebenanlage 10 zu Anlage 69 S . 864).

(Bericht des AusschussesS . 1424—1433 der Abklatsche.)
4) Bericht des Finanzausschusses, betr. einige ausgesetzte Positionen des Voranschlages der Einnahmen

und Ausgaben deS, HerzogthumS Oldenburg für 1861/63, sowie einige nachträgliche Anträge der
' Staatsregierung dazu(Anl. 75 S . 1331 und Anl. 84 S . 1361; Bericht des AusschussesS . 1381—1412

der Abklatsche) .
5) Fernerer Bericht des XIX. Ausschusses, betr. den Art. 1 des Entwurfs des Stierköhrungsgesetzcs

(S . 1437 und 1438 der Abklatsche) und weitere Berathung dieses Gesetzentwurfes(Nebenanlage 4.
zu Anlage 79, S . 1348 der gedruckten Anlagen).

Vorsitzender: Präsident Dannenberg

m Ministertischc die Herren Staatsminister von Berg,
sowie die Reg.-Commissaire Runde  und Bucholtz.

Der Schriftführer Bartel  verliest das Protocoll der
letzten Sitzung. Dasselbe wird genehmigt.

Der Präsident zeigt hierauf folgende Eingänge an:
1) Schreiben der Staatsregierung, betr. die im Voran¬

schläge der Central-Einnahmen und Ausgaben als
Minderausgabe bezcichnete und zum Bau eines Zeug¬
hauses in Aussicht genommene Summe von 20000 q/.
(An den Finanzausschuß.)

2) Vorstellung des Gemeindevorstandes und Gemeinde¬
raths zu Damme, betr. den Weg von Damme nach
Holdorf. (An den Petitionsausschuß.)

3) Vorstellung der Gemeinde Bakum, betr. Heranziehung
derBauerschaften Vestrup und Hausstette zu denBrücken-
bautcn der Gemeinde Bakum. (An den Ausschuß für
die Wegeordnung.)

4) Schreiben der Großherzogl. Staatsregierung, betr.
eine Uebcreinkunft unter den Zollvereinsstaaten wegen
Ausfuhrvergütung für Rübenzucker rc. (An den Aus¬
schuß für commercielle Angelegenheiten.)

5) Antrag des Abg. Klävemann,  betr . Herabsetzung
der Landtags-Diäten.

Präsidentseitig wird angezeigt, daß der Abg. Wibel  sein
Mandat niedergclcgt habe.

Vom Vorsitzenden wird hierauf an den Landtag die
Frage gestellt, ob auf den oben unter 5 angeführten Antrag
des Abg. Klävemann,  welcher vom Präsidenten verlesen
wird, eingetreten werden soll. Der Landtag verneint diese
Frage.

Als erster Gegenstand steht auf der Tagesordnung der
Bericht über die Strafproceßordnungen, und zwar zunächst
für das Fürstenthum Lübeck.

Der Berichterstatter Bödeker  verliest an betreffen-



32S

der Stelle den Ausschußbericht. (S . 1414—4420 der Ab¬
klatsche.) ,

Antrag 1 des Ausschusses.
Reg.-Commissair Runde : Er könne die Aufnahme des

vom Ausschuß empfohlenen SatzeS in die Strafproccßordnung
nicht für zweckmäßig und richtig halten. Das Gesetz vom
26. April/1. Mai d. Z. für das Großherzogthum, von wel¬
chem der Ausschuß in seinem Bericht spreche, sei in diesem
Augenblick wahrscheinlich schon in beiden Fürstentümern
publicirt, wenigstens für das Fürstcnthum Lübeck wisse er
dies gewiß. In Kraft werde dies Gesetz aber doch erst mit
Erlassung der Einführungsverordnung treten, dann werde aber
auch die Strafproccßordnung zugleich in Kraft treten. Wenn
dieS aber auch nicht der Fall sei, so werde man doch in der
Einsührungsverordnung daS deshalb Bezügliche bestimmen
können. Wenn nun die Strafproceßordnungeinen Theil des
obigen Gesetzes wiederausnehme und das ganze Gesetz bereits
erlassen sei, so werde etwas doppelt bestimmt sein. Dies

> werde aber leicht zu Mißverständnissen führen und empfehle
er daher, den Antrag des Ausschusses abzulehnen.

Berathung geschlossen.
Berichterstatter Bödeker : Er könne die vom Herrn

Reg.-Commissair entwickelte Ansicht nicht theilen. Es habe
geringes Bedenken, daß diese Bestimmung in zwei Gesetzen,
die zugleich publicirt würden, stehe. Auf der anderen Seite
sei es aber zweckmäßig, daß die Strafproceßordnung auch
alle strafprocessualischen Bestimmungen enthalte und sei er
daher der Ansicht, daß der Antrag des Ausschusses trotz der
Bemerkungen des Herrn Reg. - Commissairs sich doch immer
empfehle.

Der Antragi des Ausschusses wird bei der Abstimmung
angenommen.

Antrag 2:
Reg. -Commissair Runde : Wenn der Ausschuß des

Provinzialraihs und der Ausschuß des Landtags der Ansicht
seien, daß dieselben Gründe, aus denen die Verweisung der
politischen und Preßvergehcn vor das Schwurgericht erfolgt
sei, auch die Verweisung dieser Vergehen vor das Criminal-
gericht rechtfertigten, so könne er diese Ansicht doch nicht für
zutreffend halten. Der Grund nämlich, weshalb das Staats-
grundgesetz die politischen und Preßvergehcn vor das Schwur¬
gericht verweise, sei kein anderer gewesen, als daß die Grund¬
rechte für daS deutsche Volk dieö bestimmt hätten. Die
deutschen Grundrechte aber hätten diese Bestimmung ausge¬
nommen, nicht weil riese Vergehen wegen ihrer besonderen
Wichtigkeit wie schwere Verbrechen zu behandeln seien, son¬
dern weil man den politischen Zeitverhältnissen Rechnung
tragen zu müssen geglaubt habe und der Ansicht gewesen sei,
daß bei den Geschwornen auS dem Volke eine größere Ga¬
rantie gegen Befangenheit in politischen Ansichten und Ein¬
seitigkeiten zu finden sei, als bei den mit Rechtsgelchrten vom
Staate besetzten Gerichten. Dieser Grund treffe hier nun
aber nicht zu, denn eS sei ziemlich einerlei, ob die Sache von
drei oder fünf Richtern abgeurtheilt werde; eine größere Ga¬

rantie liege nicht vor, weil sämmtliche Richter vom Staate
angestellt und nicht Geschworne aus dem Volke seien. Es
würde der hier fragliche Gegenstand an sich nicht bedeutend
sein, wenn nicht dadurch der Apparat für die Rechtspflege
Nur noch verweitläusigt werde. Dieser Apparat sei für die
Fürstenthümer schon so bedeutend genug und müsse man daher
darnach streben, denselben zu vereinfachen, nicht aber denselben
noch größer zu machen.

Berathung geschlossen.
Berichterstatter Bödeker : Es sei' weder dem Ausschuß

des Provinzialraths, noch dem Ausschüsse des Landtags ent¬
gangen, daß die Gründe, aus denen die politischen und Preß-
vergehen vor das Schwurgericht verwiesen seien, nicht durch¬
aus dieselben seien, welche die Verweisung dieser Vergehen
vor daS Criminalgerichl wünschenswert!) mache. Der Aus¬
schuß des Provinzialrathessei nur der Ansicht gewesen, daß
im Ganzen dieselben Gründe für die Verweisung dieser Ver¬
gehen vor das Criminalgericht sprächen, nämlich die Ge¬
winnung eines unabhängigen, von Parteieinflüssen gesicherten
Urtheils, und diese Garantie habe der Ausschuß des Pro¬
vinzialrathes in einer größeren Anzahl von Richtern gefunden,
welche gegen politische Parteieinflüsse mehr Sicherheit ge¬
währe als eine geringere Anzahl. Der Ausschuß theile diese
Ansicht und habe daher den Antrag empfohlen. Wenn der
Herr Reg.-Commissair gesagt habe, daß in das Staatsgrund-
gesctz die Verweisung der politischen und Preßvergehcn vor
das Schwurgericht nur deshalb ausgenommen sei, weil die
Grundrechte für das deutsche Volk dieS bestimmt hätten, so
berühre dieser Grund lediglich die formelle Entstehung.
Welcher sei aber der materielle Grund der Aufnahme dieser
Bestimmung in die Grundrechte? Wieder doch nur die größere
Garantie und Sicherheit, die man in den Geschwornenge-
richten gefunden habe. Da man diese nicht haben könne, so
möge man doch wenigstens die größere Anzahl von Richtern
und die damit gegebene größere Garantie nehmen. Das her-
vorgehobenc Bedenken, daß der Apparat der Rechtspflege
dadurch verweitläusigt werde, sei von keiner Bedeutung, wenn
durch diese Einrichtung eine größere Garantie erzielt werde.
Zm Uebrigen kämen im hiesigen Lande solche Vergehen sehr
selten vor und sei daher die Vergrößerung des Apparats nur
sehr unbedeutend. Er glaube daher, daß der Ausschuß trotz
der Bemerkung des Herrn Reg.-Commissairs bei seinem An¬
trag beharren werde.

Es wird zur Abstimmung geschritten und der Antrag 2
angenommen.

Zum Antrag 3 (Antrag der Minderheit) wird das
Wort nicht begehrt, die Berathung geschlossen und derselbe
abgelehnt. Hierauf wird Art. 18 §. 1 und 2 des Entwurfs
angenommen.

Zu den Anträgen4 und 5 wird das Wort nicht begehrt,
die Berathung geschlossen, die Abstimmung jedoch bis zum
Schluß ausgesetzt.

Antrag 6:
Abg. Selkmann II. : Die hier vom Ausschuß vorge-
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schlagene Acnderung scheine ihm bedenklich . Nach dem Ent¬
wurf sollten die zugeordneten  Verthcidiger — und daß
es sich hier nur um die Zuordnung  von Vcrtheidigern
handle , bitte er zu beachten — aus der Zahl der im Fürsten¬
thum wohnenden Anwälte oder Accessisten genommen werden.
Der Ausschuß beantrage nun , daß nicht blos die im Fürsten¬
thum wohnenden , sondern auch die auswärtigen zur Praxis
im Fürstcnthum zugelassenen Anwälte als Verthcidiger zu-
geordner werden sollten . Er glaube nun zwar , daß es auch
für die Zukunft immer eine Ausnahme sein werbe , daß ein
auswärtiger Anwalt sich um die Zulassung zur Praxis im
Fürstcnthum bewerbe , wie jetzt ja auch nur , so viel er wisse,
ein einziger Anwalt aus der Stadl Lübeck zugelassen sei;
wenn man aber die vom Ausschüsse vorgeschlagene Bestim¬
mung treffe , so glaube er, daß dadurch , so lange auswärtige
Anwälte zugclassen seien , eine erhebliche Vermehrung der
Kosten herbeigeführt werde , die bei den Strafsachen aus der
Staatskasse bestritten würden . Denn rin als Werlheidiger
zugeordneter auswärtiger Anwalt werde neben den taxmäßi-
gcn Vertheidigungsgebühren auch noch Reisegelder und Diäten
beziehen . Da nun nach dem neuern Verfahren die Unter¬
suchungskosten ohnehin sich bedeutend steigerten , so müsse er
davon abrathen , eine Bestimmung aufzunehmen , welche die¬
selben noch weiter vermehre . Ein Bebürfniß , auch die zuge-
lasscncn auswärtigen Anwälte als Vcrtbeidiger zuzuordncn,
sei nicht vorhanden , indem die Zahl der im Fürstcnthum vor¬
handenen Anwälte und Accessisten vollständig genügen werde,
um aus denselben geeignete Verthcidiger zu entnehmen.
Auch erwachse denselben aus der Uebernahme der Verthcibi-
gung keine Belästigung , da dieselbe in einer Weise vergütet
werde , daß nach den im Herzogthume gemachten Erfahrungen
namentlich jüngere Anwälte und Accessisten solche Vertheidi-
gungen gern freiwillig übernähmen . Er empfehle daher , den
Antrag des Ausschusses nicht anzunehmcn.

Abg . Wulff : Er wolle doch bemerken , daß die Zahl
der Anwälte in der Stadt Eutin gerade jetzt sehr gering sei.
Außer dem Rechtskonsulenten bei der Regierung sei nur ein
Anwalt vorhanden , indem ein zweiter gegenwärtig nicht dienst¬
tüchtig sei. Erkranke daher einmal dieser eine Anwalt , so sei
die Bestimmung des Entwurfs bedenklich und er empfehle
daher den Antrag zur Annahme.

Abg . Greverus : Der Abg . Wulff  sei im Jrrthum,
es seien im Ganzen vier Anwälte vorhanden , einer in Schwar¬
tau und drei in Eutin.

Abg . Selkmann H - : Auch er habe hierauf aufmerksam
machen wollen , sowie auf den Umstand , daß wenn einer der
Anwälte dienstuntüchtig sei, dies eben nur ein augenblicklicher
zufälliger Umstand sei , welcher unmöglich die Erlassung einer
dauernden gesetzlichen Bestimmung motiviren könne . Außer¬
dem habe der Abg . Wulff  übersehen , daß neben den Anwäl¬
ten noch die Accessisten da seien.

Abg . Wulff : Er müsse gegen den Abg . Greverus
bemerken , daß er ausdrücklich gesagt habe : in der Stadt
Eutin . Daß in Schwartau noch ein Anwalt sei , habe er

wohl gewußt . Sodann habe er gesagt : daß außer dem
Rechlsconszilenten noch ein Anwalt da sei, der unfähig lei;
er habe also von dreien gesprochen.

Abg . Greverus : Es komme nicht darauf an , wie viel
Anwälte in Eutin,  sondern wie viel im Fürstcnthum seien.
Sodann habe er , wie der Abg . Selkmann,  darauf auf¬
merksam machen wollen , daß außerdem noch die Accessisten
zugelassen seien . Man möge daher durch Zulassung auswär¬
tiger Anwälte die ohnehin erheblichen Justizverwaltungs -Kosten
nicht noch unnöthig vermehren.

Berathung geschlossen.

Berichterstatter Bö ' deker : Er müsse gestehen , daß er
nach den Erörterungen des Abg . Selkmann  H . auf den
Antrag nicht mehr erhebliches Gewicht lege ; er habe nicht
genug gewürdigt , daß eine Zuordnung ftaktsinde , und nicht
freie Wahl . Andererseits sei aber auf die Kosten auch nicht
ein so erhebliches Gewicht zu legen . Handle es sich um eine
Verhandlung in Eutin , so sei die Strecke nach Lübeck weiter
als nach Schwartau ; handle es sich um Schwartau , so sei
Lübeck näher als Eutin . Außerdem werde es durch eine
Instruction zu erreichen sein , daß zuerst die am Orte woh¬
nenden Anwälte zugezogen würden . Sodann habe der Pro-
vinzialrath die Kosten nicht bedenklich gefunden und liege
hierin wohl ein Grund für den Landtag , dcm Wunsche dessel¬
ben nicht entgegen zu treten.

In der darauf erfolgenden Abstimmung wird der An¬
trag 6 abgelehnt und sodann der Artikel 176 des Entwurfes
angenommen.

Antrag 7 , 8 , 9:

Zu diesen Anträgen wird das Wort nicht begehrt und
kommen dieselben nach geschlossener Berathung mit den aus¬
gesetzten Anträgen 4 und 5 gemeinsam zur Abstimmung.

Dieselben werden sämmtlich angenommen.
Hierauf kommt der Antrag 10 des Ausschusses zur be¬

sonderen Abstimmung und wird derselbe ebenfalls angenommen.
Die Versammlung geht hierauf über zur Berathung

desselben Gesetzentwurfes für das Fürstcnthum Birken-
fcld.

Der Präsident referirt die betreffenden Bemerkungen
und Anträge des Ausschusses sS . 1420 — 1423 der Abklatsche ) .

Zum Antrag 1 wird das Wort nicht begehrt , die Be¬
rathung geschlossen und die Abstimmung bis zum Schluß
ausgesetzt.

Antrag 2 : Wie zu Anträge 1.
Antrag 3:

Derselbe wird ohne Debatte nach Schluß der Berathung
abgelehnt und sodann Art . 18 in der Fassung des Entwurfes
angenommen.

Antrag 4 und Z : Wie zum Anträge 1.
Antrag 6 : Wie zum Anträge 3 abgelehnt und wirb

hieraus Art . 176 des Entwurfes angenommen.
Antrag 7, 8 , 9 : Wie zum Anträge 1.
Sämmtliche ausgesetztcn Anträge 1, 2 , 4, 5 , 7, 8 und
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d kommen gemeinsam zur Abstimmung und werden ange¬
nommen.

Hierauf kommt Antrag 10 zur Abstimmung und wird
angenommen.

Auf die Bemerkung des Berichterstatters , erklärt sich die
Versammlung damit einverstanden , daß der Staatsregierung
sowohl hinsichtlich der Strafprozeßordnungen , als hinsichtlich
der Gesetzentwürfe , betreffend den bürgerlichen Prozeß , das
Nökhige in Betreff der Redaction , namentlich der Ordnung
der Artikel und Ucberschriften überlassen werde.

Damit ist die erste Lesung beendigt und geht die Sache
an den Ausschuß zurück.

Als zweiter Gegenstand steht auf der Tagesordnung die
zweite Lesung des Gesetzentwurfes für das Fürstenthum Lübeck,
betreffend die Aufhebung der Klage auf Eingehung der Ehe,
sowie die Gerichtsbarkeit und der Prozeß in Ehesachen.

Neue Anträge sind nicht eingekommen und wird der
Gesetzentwurf in zweiter Lesung unverändert angenommen.

Weiter folgt auf der Tagesordnung der Bericht des
Ausschusses über die Gesetzentwürfe für die Fürstenthümer
Lübeck und Birkenfelb , betreffend die Gebühren in bürgerlichen
Rechts - und Strafsachen.

Es kommt zunächst der Gesetzentwurf für das Fürstxn-
thum Lübeck  zur Verhandlung.

Der Berichterstatter Bartel  verliest an betreffender
Stelle den Bericht.

Antrag 1 : Das Wort wird nicht begehrt , die Berathung
geschlossen , die Abstimmung jedoch bis zum Schluß ausgesetzt.

Antrag 2 und 3:
Reg .-Commissair Runde : Es möge an sich zwar zweck¬

mäßig sein , den 30 -Thalersuß im Fürstenthum Lübeck einzu¬
führen , er könne es aber keineswegs für zweckmäßig und
richtig halten , bei vorliegendem Gebührengesetz die Gebühren
nach diesem 30 -Thalerfuß zu bestimmen , ohne daß dieser all¬
gemein cingeführt sei. Die RcchnungS - und HebungSregister
würden nach schleswig - holsteinischem Courant geführt und so
würde man doppelte Rechnungen haben , die zu Weitläuftig-
keiten und Verwirrungen führen würden . Werde der 30 -Thaler-
fuß im Fürstenthum Lübeck allgemein eingeführt , so werde es
dann leicht sein , die Gebührensätze darnach umzurechnen . Er
empfehle daher , es bei dem Entwürfe zu lassen.

Abg . Selkmann II . : Er glaube ebenfalls nicht , daß
man die Vorschläge des Ausschusses , die so tief in das Rech-
nungs - und Hebungswcse » eingriffen , annehmen dürfe . Er
befürchte nicht nur Weitläufigkeiten davon , sondern auch Ver¬
wirrungen . Das ganze Hcbungswcsen im Fürstenthum werde
nach holsteinischen Thalern geführt ; jetzt wolle man plötzlich
allein für Sporteln einen andern Münzfuß einführen . Es
sei dies grade so, als wolle man plötzlich im Herzogthum die
Gebühren nach österreichischen Gulden berechnen . Ja für das
Fürstenthum sei Jenes noch schlimmer , weil beide Münzfüße
die Bezeichnung „ Thaler " hätten . Er frage , ob der Lanb-
mann es werde unterscheiden können , daß er seine Abgaben
nach dem holsteinischen Thalerfuß , die Sporteln nach dem

30 -Thalerfuß bezahlen müsse . Er halte daher die Vorschläge
des Ausschusses für nicht durchführbar ; auch sei die Sache
nicht hinlänglich vom Ausschuß geprüft , es sei die Frage we¬
sentlich eine solche , welche der Begutachtung des Finanz¬
ausschusses angehöre , und wünsche er sehr , daß ein Mitglied
desselben sich darüber äußern möge . Er könne nur empfeh¬
len , es beim Entwurf zu lassen , bis einmal allgemein im
Fürstenthum der 30 -Thalerfuß eingeführt werde.

Berichterstatter Bartel : Der Ausschuß habe die Frage,
ob die Berechnung der Gebühren im 30 -Thalerfuß ausführbar
sei, allerdings geprüft und darüber in seinem Bericht , betreffend
den bürgerlichen Prozeß , das Nähere gesagt . Der Ausschuß
habe daselbst hervorgehoben , daß , wenn auch der 30 -Thaler¬
fuß im Fürstenthum nicht eingeführt sei , doch der sogenannte
preußische Thaler s— 40 Schilling ) das allein im täglichen
Verkehr gebräuchliche Zahlung .? mittel bilde , indem es schleswig-
holsteinische Thaler in Wirklichkeit nicht gebe . Die Befürch¬
tungen vor Verwirrungen , welche eintreten würden , wenn der
Vorschlag des Ausschusses zum Beschluß erhoben werde , könne
er nicht theilen . Gewiß seien nicht mehr Verwirrungen zu
befürchten , als aus der Rechnung nach Gold und Courant,
die man früher im Herzogthum gehabt habe . Alle Rechnungs-
führer hätten ihre Rechnungen in Gold und Courant geführt,
ohne Schwierigkeiten und Verwirrungen.

Abg . Wulff : Es sei gesagt worden , daß das Rechnungs¬
wesen durch die Aufnahme des 30 -Thalerfußes erschwert wor¬
den . Er wolle hiergegen bemerken , daß das Gesetz , betreffend
Classen - und classisicirte Einkommensteuer ebenfalls nach dem
30 -Thalerfuß berechnet sei. Er glaube daher nicht , daß das
Gebührengesetz mehr Schwierigkeiten machen werde . Wenn
man später den 30 -Thalerfuß einführe und dann die Gebüh¬
ren umrechne , so werde man eine Bruchrechnung haben.
Was die Verwirrung betreffe , so sei man im Fürstenthum in
dieser Beziehung schon hinlänglich eingcweiht ; es handle sich
bei jedem Geschäfte um die Frage , welcher Münzfuß ange¬
nommen werden solle . Die Einführung des 30 -Thalerfußes
würde im Fürstenthum sehr erwünscht sein , je eher , desto mehr.
Auch sei dies gar nicht so schwierig und möge man sich daher
nicht davon abhalten lassen , die Aenderungen , die der Aus¬
schuß Vorschläge , jetzt schon einzuführen . Das Fürstenthum
Lübeck sei rings von Orten umgeben , wo überall der 30 -Thalcr-
fuß herrsche.

Abg . Greverus : Das , was der Abg . Wulff  zuletzt
gesagt habe , spreche dafür , den 30 -Thalerfuß im Fürstenthum
Lübeck bald allgemein cinzuführen . Auch er wünsche sehr,
daß dies bald geschehe , um so mehr , da das Fürstenthum
mit seinem Münzsystcm in neuerer Zeit ganz isolirt sei. Aber
unmöglich könne dies doch berechtigen , schon jetzt die Gebüh¬
ren nach dem 30 -Thalerfuß zu berechnen . Er stimme hier
vielmehr dem Abg . Selkmann  bei , daß dadurch in dem
Rechnungswesen nur Weitläufigkeiten und Verwirrungen ent¬
stehen würden.

Abg . Strackerjan II . : Er sei im Wesentlichen mit den
Abgeordneten Selkmann ll . und Greverus  einverstanden,
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und halte es für bedenklich , den 30 -Thalerfuß in dieser Weise
im Fürstenthum Lübeck einzuführen . Die beiden Abgeordneten
aus dem Fürstenthum , welche gesprochen hätten , seien aller¬
dings für die Einführung des 30 -Thalerfußes im . Allgemeinen,
er sei aber mit den Verhältnissen des FürstenthumS nicht
näher bekannt , würde es daher ungern sehen , wenn der Land¬
tag in einer so wichtigen Sache vorginge , ohne den Provin¬
zialrath vorher zu Rathe zu ziehen . Der Berichterstatter
habe bemerkt , daß weiter Nichts eingesührt werde , als was
man im Herzogthum in der Rechnung mit Gold und Cou¬
rant gehabt habe . Diese Rechnung in Gold und Courant
sei aber allerseits als ein Mißstand anerkannt worden . Warum
wolle man diesen Mißstand , an dessen Beseitigung man seit'
längerer Zeit arbeite , im Fürstenthum Lübeck einsübren ? Es
sei gesagt worden , baß in Lübeck und Hamburg der 30 Thaler-
suß gelte ; ihm sei nur bekannt , daß daselbst dieser Thalcr
als gesetzliches Zahlungsmittel eingeführt sei, Jeder im Ver¬
kehr diese Thaler annehmen müsse , im Uebrigen werde wenig¬
stens in Hamburg fortwährend nach Marken gerechnet . Er
wiederhole daher , daß er es für bedenklich halte , den Antrag
anzunchmen ; wenn sich aber der Provinzialrath für die all¬
gemeine Einführung des 30 -Thalerfußes ausspreche , so sei er
ganz damit einverstanden.

Adg . Selkman » H . : Er könne sich im Wesentlichen
auf das , was die Abgeordneten Greverus und Stracker-
jan  H . bemerkt hätten , beziehen . Hinsichtlich dessen , was
der Abg . Wulff  über das Classen - und classisicirle Einkommen¬
steuergesetz gesagt habe , wolle er bemerken , daß derselbe sich
im Zrrthum befinde . Dies Gesetz habe die zu erhebenden
Steuersätze , aus die es hier allein ankomme , in schleswig-
holsteinischem Courant festgesetzt . Man werde also , wenn
man den Antrag des Ausschusses annehme , auch mir diesem
Gesetze in Widerspruch gerathen . Wenn der Abg . Wulff
weiter sage , daß , wenn künftig der 30 -Thalersuß allgemein
eingesührt werde , es schon jetzt zweckmäßig sei, mit dem Ge-
bührertgesetz darin voranzugehen , so könne er nur auf das
schon von ihm Bemerkte Hinweisen , daß , sobald der 30 -Thaler-
fuß allgemein eingeführt sei, man auch die Gebührensätze sehr
leicht darnach umrechnen könne , daß aber kein Grund vor¬
liege , mit diesen hier den Anfang zu machen , bevor bei den
übrigen Steuern und Abgaben der 30 -Thalerfuß eingesührt
sei . Auf die Aeußerung des Berichterstatters , daß der Antrag
nichts Schlimmeres enthalte , als was früher im Herzogthum
in der Rechnung nach Gold oder Courant stattgefunden habe,
habe der Abg . Strackerjan  II . schon erwiedert ; er wolle
diesem nur hinzufügcn , daß diese Rechnung nicht bloß zu
Verwirrungen , sondern selbst zu Uebcrvorthcilungen geführt
habe . Er empfehle daher dringend , es bei dem Entwürfe zu
lassen.

Abg . Wulff : Der Abg . Strackerjan  II . habe be¬
merkt , man müsse zuvor den Wunsch des Provinzjalrathes
hören . Der Prvvinzialrath habe aber den Antrag angenommen,
daß selbst in das Finanzgesetz der preußische Lhalcrfuß aus¬
genommen werde ; darin liege aber auch der Wunsch , diesen

Münzfuß selbst anzunehmen . Was die Aeußerung des Abg.
Sclkmann  II . betreffe , so müsse er erwiedern , daß er es
doch für richtig halte , daß in dem Gesetz für Classen - und
classisici'rte Einkommensteuer die Sätze im 30 -Thalerfuß aus¬
genommen seien . Zn Hamburg sei entschieden der 30 -Thaler¬
fuß gesetzlich eingesührt.

Abg . Russell : Als Mitglied des Ausschusses für das
Gesetz , betreffend die Classen - und classisicirle Einkommen¬
steuer , könne er die Versicherung geben , daß der Abg . S elk¬
mann  II . vollständig Recht habe , daß damals aus praktischen
Rücksichten die Umrechnung stattgefunden habe und daß sich
in Folge dessen die Sätze für das Fürstenthum Lübeck noch
ein wenig niedriger gestellt hätten . Auch er empfehle , den
Antrag des Ausschusses nicht anzunehmen , da es durchaus
nothwendig sei, im Rechnungswesen Einheit zu haben ; dazu
würde man mit den Beschlüssen , welche man für bas obige
Gesetz gefaßt habe , in Widerspruch gerathen und dürfe der
Landtag einer Znconsequenz sich nicht schuldig machen.

Abg . Ahlhorn : Auch er sei der Ansicht , daß man den
Antrag des Ausschusses ablchnen müsse , da man , womöglich,
Einheit im Münzsystem haben müsse . Die frühere Rechnung
im Herzogthum nach Gold und Courant sei sehr unbequem
gewesen . Den 30 -Thalerfuß im Fürstenthum einzuführen, ' sei
gewiß sehr gut , aber es sei nicht der richtige Weg , hier bei
dem Gebührengesetz damit voranzugehcn . Es sei im Finanz¬
ausschuß zur Sprache gekommen , daß Finanzgesetz für kaS
Fürstenthum Lübeck in holsteinischem Courant zu lassen , in¬
dem der Provinzialrath dies früher beantragt habe , nachher
aber wieder davon abgekommen sei.

Abg . Strackerjan II . : Er könne das , was der Vor¬
redner gesagt habe , nur bestätigen und wolle nur noch hin¬
zufügen , daß , wenn jetzt auch der Prvvinzialrath beantragt
habe , für das Finanzgesetz den 30 -Thalerfuß einzuführen,
damit doch noch die Einführung desselben überhaupt nicht
beantragt sei ; dies sei ein wesentlicher Unterschied.

Berathung geschlossen.
Es wird zunächst der Antrag 3 zur Abstimmung ge¬

bracht , der abgelehnt wird , sodann der Antrag 2 , der auf
Annahme deS Entwurfes geht , und wird dieser angenommen.

Antrag 4 und 5 deS Ausschusses sind durch Ablehnung
des Antrages 3 erledigt.

Antrag 6:

Präsident : Es sei vom Abg . Selkmann  II . folgender
Antrag eingebracht:

Im Art . 60 werde im § . 1 sub c . hinter : „ Amtsge¬
richten " eingeschaltet : „ in denjenigen Sachen , in wel¬
chen die Zuziehung eines Anwaltes nicht vorgeschrie¬
be» ist . "

Berichterstatter Bartel : Denselben Antrag habe er Na¬
mens , des Ausschusses zu stellen ; derselbe beireffe einen Punkt,
der vom Ausschuß übersehen sei. --Beide Anträge fielen wört¬
lich zusammen.

Präsident : Der Antrag werde dann als Ausschußan¬
trag der Unterstützung nicht bedürfen.



333

Abg . Wulff : Nach dem vom Landtage zum Antrag 3
gefaßten Beschlüsse werde es zweckmäßig sein , daß der Bericht
an den Ausschuß zurückgehe , weil für die Taxen der Anwälte
niedrigere Sätze angenommen seien.

Abg . Selkmann II . : Er habe sich das Wort erbeten

zum Art . 46 deS Entwurfes . In diesem Art . sei der Art . 45
des Gesetzes , betr . den bürgerlichen Proceß , angezogen wor¬
den . Es sei dies der Art . des Entwurfes ; die Art . würden
sich aber ändern und wolle er daher dies bemerken , um dem
Ausschuß die Aenderung offen zu erhalten . — WaS die Aeuße-
rung des Abg . Wulfs  betreffe , daß der Entwurf an den
Ausschuß zurückzuweisen sei , da der Antrag 3 abgelchnt sei,
so könne er hierfür keinen Grund finden ; es bleibe jetzt eben
einfach beim Entwürfe.

Präsident : Von der ersten Bemerkung deS Abg.
Selkmann  H . werde der Berichterstatter wohl Notiz
nehmen.

Berichterstatter Bartel : Auch er glaube nicht , daß der
Entwurf an den Ausschuß zurückzugehen brauche . Die Taxen
stimmten mit denen im Herzogthum überein ; nur in der nied¬
rigsten Wcrthclasse finde sich für das Fürstcnthum eine kleine
Erhöhung . Sollten die Abgeordneten aus dem Fürstenthum
hier eine Aenderung wünschen , so würden dieselben wohl
deßfallfige Anträge stellen.

Berathung geschlossen.

Es wird zur Abstimmung geschritten und der Antrag
des Abg . Selkmann  II . , resp . deS Ausschusses ange¬
nommen.

Statt des Antrages 6 kommen die Art . 2— 63 des Ent¬
wurfes zur Abstimmung und werden dieselben angenommen.

Die Anträge 7 , 8 und 9 des Ausschusses fallen durch
die Ablehnung deS Antrages 3 als erledigt hinweg.

Es kommen die Ziffern 1 — 48 des Entwurfs zur Ab¬
stimmung und werden dieselben angenommen.

Zu den Anträgen 10 und 11 wird , ohne daß das Wort
begehrt wird , die Berathung geschlossen und Antrag 10 an-
genomm » i, über Antrag 11 die Abstimmung ausgesetzt.

Die Anträge - 12 und 13 sind durch die Ablehnung deS
Antrages 3 erledigt.

Es kommen die Ziffern 51 , 53 , 55 — 63 deS Entwurfs
zur Abstimmung und werden diefilbe » angenommen.

Antrag 14 (Ziffern 52 und 54 ) : Die Abstimmung wird
ausgesetzt.

Antrag 15:
Berichterstatter Bartel : Die Bestimmungen des An¬

trages 15 würden nach dem heutigen Beschlüsse des Land¬
tags zu der Strafproceßordnung nothwendig.

Abg . Selkmann II . : Er gebe dem Herrn Bericht¬
erstatter anheim , die Zahlen 10 bis 50 ^ und 5 bis 25
in dem Anträge 15 , die hier nach dem 30 -Thalerfuß be¬
rechnet seien , wieder i» schleswig -holstcinischeS Courant um-
zuändcrn.

Berathung geschloffen.

Berichte . XHl . Landtag.

Die Abstimmung über den Antrag 15 wird , vorbehalt¬
lich dieser Aenderung , bis zum Schluß ausgesetzt . -

Antrag 16 fällt wie oben hinweg.

Es werden die Ziffern 61 — 66 des Entwurfs ange¬
nommen.

Ueber Antrag 17 und 18 wird die Abstimmung ausge¬
setzt, nachdem zuvor , ohne daß daS Wort begehrt ist, die Bc-
rarhung geschlossen ist.

Desgleichen zu den Anträgen 19 u . 20 des Ausschusses.
Die Anträge 21 und 22 fallen wie oben hinweg.
Die Ziffern 79 und 83 des Entwurfs werden ange¬

nommen.

Der Antrag 23 kommt mit den übrigen ausgesetzten An¬
trägen 1, 11 , 14 , 17 , 18 , 19 und 20 ohne vorgängige De¬
batte und nach Schluß der Berathung zur gemeinsamen Al»
stimmung und werben sämmtliche Anträge angenommen.

Es kommt sodann derselbe Gesetzentwurf für daö
Fürstenthum Birkenfeld  zur Berathung.

Der Berichterstatter Bartel  verliest den Ausschußbe¬
richt . (S . 1433 der Abklatsche .)

Antrag 1:

Berichterstatter Bartel : Der Ausschuß habe hier den¬
selben Antrag wie oben zu wiederholen , nämlich:

Im Art . 60 werde im tz. 1 sut » e . hinter : „ Amts¬
gerichten '' eingeschaltet : „ in denjenigen Sachen , in
welchen die Zuziehung eines Anwaltes nicht vorge¬
schrieben ist. "

Berathung geschlossen.

Der Antrag wirb angenommen , die Abstimmung über
den Art . 60 selbst mii der beschlossenen Aenderung wird am
Schluß mit stattsinben.

Die Abstimmung über Antrag 1 wird ebenfalls bis zum
Schluß ausgesetzt.

Zu den Anträgen 2 , 3 und 4 wird das Wort nicht be¬
gehrt , die Berathung überall geschlossen und kommen dieselben
mit dem Antrag 1 gemeinsam zur Abstimmung.

Die Anträge werden sämmtlich angenommen.
Damit ist die erste Lesung dieses Gesetzentwurfes beendigt

und gehl derselbe an den Ausschuß zur Vorbereitung für die
zweite Lesung zurück.

Es steht weiter auf der Tagesordnung der Bericht deS
Finanzausschusses , betr . einige ausgesetzte Positionen des Vor¬
anschlags der Einnahmen und Ausgaben des Herzogthumö
Oldenburg für 1861/63 , sowie einige nachträgliche Anträge
der Staalsrcgierung dazu.

Der Berichterstatter Slrackcrjan  H . verliest an be¬
treffender Stelle den Ausschußbericht . ( S . 1381 — 1412 der
Abklatsche .)

Es wirb zunächst zur Berathung verstellt der Antrag 1
der Mehrheit und Antrag 2 der Minderheit.

Reg .-Commiffair Buchottz : Er könne sich kurz fassen,

da die Gründe für den modisicirten Antrag der Staatsregierung ^
gedruckt vorlägen . Die Anträge der Mehrheit und Minderheit,
welcher letzterer mit dem der Slaatsregierung zusammenfallc,
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hätten nur eine Differenz von 100 §/ . Er mache darauf
aufmerksam , daß cs sich nicht darum handle , diese 100 §/
jedenfalls zu verwenden , sondern nur darum , daß die Staats-
regierunq das Berfügungsrecht über diese 100 habe,
wenn  besondere Gründe der Billigkeit dafür sprächen , von
denselben Gebrauch zu machen . Diese Gründe würden dann
eintreten , wenn die im Herzogthum wohnenden Beamten,
welche Altersgenossen der augenblicklich in Hannover weilen¬
den , hier fraglichen Beamten seien , etwa im Laufe der Fi¬
nanzperiode eine Zulage erhalten sollten . Es entspreche nur
dem Gebote der Billigkeit , daß ein Beamter , der aus dem
Herzogthume entsendet werde , um im Auslande wichtige Ge¬
schäfte wahrzunehmen , nicht gegen seine Altersgenossen im
Herzogthume zurückgesetzt werde . Er empfehle daher sehr,
den Antrag der Minderheit anzunehmen.

Abg . Ahlhorn : Er glaube nicht , daß der Obcrzollrath
Meyer  gegen seine Altersgenossen prägravirt sei , noch daß
er in dieser Finanzpcriode gegen dieselben werde prägravirt
werden können . Zn der von der Staatsregierung dieserhalb
hergegebenen spcciellen Begründung sage dieselbe zwar , daß
sie vielleicht im Laufe der Finanzperiode auf Grund des
tz. 160 des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben für
daS Herzogthum den Altersgenossen des fraglichen Beamten
im Herzogthume eine Zulage geben werde . Allein die in dem
§ . 160 beantragten Summen von 500 , 1000 und 1500 §/
seien vom Landtage nicht bewilligt worden ; die Staatsregie-
rung sei also gar nicht im Stande , wie der Herr Reg .-
Commissair sage , den fraglichen Beamten in dieser Finanz¬
periode eine Gehaltszulage zu bewilligen . Dazu komme , daß
der Beamte in Hannover eine Functionszulage von 600 -q/
beziehe , weil das Leben in Hannover kostspieliger sei . Er lei
aber in Hannover gewesen und wisse , daß das Leben daselbst
gar nicht so viel theurer sei. Außerdem erhalte der Beamte
für Reisekosten und Diäten 200 §/ , die auch wohl nicht
ganz verbraucht würden . Weiter frage er , ohne dem be¬
treffenden Beamten zu nahe treten zu wollen , ob derselbe,
wenn er im Herzogthum geblieben wäre , mit seinen College»
in derselben Weise vorgerückt wäre . Es sei bekannt , daß
nicht gerade die tüchtigsten Juristen in das Steuerfach über¬
gingen . Der fragliche Beamte habe jetzt ein Gehalt von
2200 dasselbe stehe einmal fest , sonst würbe er im Fi¬
nanzausschuß Veranlassung genommen haben , einen Antrag
auf Herabsetzung desselben zu stellen . Er empfehle den An¬
trag der Majorität und beantrage für denselben namentliche
Abstimmung.

Dieser Antrag auf namentliche Abstimmung wird un¬
terstützt.

Reg .-Commissair Bucholtz . Auf die von der Staats-
regierung bereits hinlänglich hcrvorgehobcnen Gründe wolle
er nicht zurückkvmmen , und nur , nachdem vom Abg . Ahl¬
horn  die Persönlichkeit des beireffenden Beamten in die
Debatten hineingezogen worden sei , bemerken , daß wenn die
Staalsregierung zur Vertretung so wichtiger Interessen einen
Beamten in 's Ausland entsendet habe , sie durchaus von

der besonderen Tüchtigkeit desselben überzeugt gewesen sein
müsse.

Abg . Ahlhorn : Er habe ausdrücklich gesagt , daß er
diesen Beamten nicht persönlich gemeint habe , er habe nur
im Allgemeinen gesprochen.

Berathung geschlossen.
Es wird zur namentlichen Abstimmung geschritten und

stimmten für den Antrag 1 der Mehrheit die Abgeordneten:
Abels , Ahlhorn , Bödcker , Braver , Bram¬

lage , Brörmann , Brunkhorst , Bunnics , Dan¬
nenberg,  Frank , Franksen , Geldes , Hardt , Hobble,
Lengler , Lüerßen , Müller , Noell , Oetken  II . ,
Olt manns , Rüdebusch , Schwegmann , Selk-
mann I ., Struthofs , Werner , Wichmann , Willers,
Wulff.

Dagegen stimmen die Abgeordneten:
AhlerS , Barleben , Bartel , Brockhaus,

Driver , Flor , Görlitz , Grevcrus , Heye , Kaiser,
Klävemann , Oetken l - , Rüder , Russell , Sägel¬
ken , Sclkmann  II . , Strackerjan l ., Strackcrjan  II .,
Strackerjan  III.

Abwesend ist der Abgeordnete Lehmkuhl.
Der Antrag 1 ist hiernach mit 28 Stimmen gegen 19

Stimmen angenommen.
Der Antrag 2 der Minorität ist damit erledigt.
Zu Antrag 3 und 4:
Staatsminister von Berg : Als der Z. 7 des Voran¬

schlags neulich zur Berathung gestanden , habe er Veranlas¬
sung genommen , auf die Bemerkung des Ausschusses im
damaligen Bericht ( S . 17 ) , daß eine Ueberschreitung des
Gehaltsregulativs von Seiten der Staatsregierung vorliege,
sich offen über die Sache auszusprcchen und zwar dahin , daß
es zweifelhaft sein könne , ob bas Anciennetätsprincip in dem
betreffenden Falle hatte entscheiden müssen oder eine Rangi-
rung nach der Höhe des GehaliS hätte vorgenommen werden
müssen . Er habe damals hervorgehobcn , daß die Staats¬

regierung mit Ẑ icksicht auf die Billigkeilsgründe das erste«
habe entscheiden lassen und darauf hingewicsen , da^ eS sich
um die Rangirung cineS Gehaltes handele , dieS bereits 1852
(vor Erlassung der Regulative ) bestimmt sei . Die Billigkeit
habe das Verfahren der Staatsregierung gefordert ; es habe
sich nämlich darum gehandelt , das wieder auszugleichen , was
früher ohne Regulative in Folge besonderer Umstände in ein
Mißverhältniß gekommen sei . Er habe offen gesagt , die
Sache sei zweifelhaft und die Staatsregierung habe in gutem
Glauben entschieden . Um noch ganz besonders darzuthun,
daß die Staatsregierung in gutem Glauben gehandelt , habe
er ein Schreiben derselben vom 29 . März 1858 mitgebracht.
Der damalige Finanzausschuß habe an die Staatsregierung
das Ersuchen gerichtet , die spcciellen Gchaltsclassen mitzu-
theilen . Die Staalsregierung sei dem Wunsche nachgekom¬
men und habe das fragliche Gehalt von 1800 in die
zweite Classe gesetzt , mit der ausdrücklichen Bemerkung , „ be¬
stallungsmäßiges , überdasRegulativ  bezogenes Gehalt ."
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Der Finanzausschuß , dessen Vorsitzender damals der Abg.
Barg mann  gewesen sei , habe dies nicht beanstandet . Die
StaatSregierung habe sich deshalb umsomehr berechtigt halten
können , Consequenzen daraus zu ziehen . Er hoffe daher,
daß der Landtag den Antrag der Staatsregierung nicht be¬
anstanden werde , zumal da dieselbe den betreffenden Gegen¬
genstand als zweifelhaft hingestellk und anerkenne , daß nicht
das Princip der Anciennikat , sondern die Höhe des Dienst¬
einkommens entscheiden müsse , wenn eS sich um Forderungen
handele , die auf das Regulativ sich stützten . Dieselbe sei mit

dem Minoritätsantrage Nr . 4 einverstanden und werde künftig
nach demselben verfahren . — Zu dem Anträge der SlaatS-
regierung schlage er noch eine Modisication vor , lautend:

der Landtag wolle zu Gehalten der Mitglieder der
Aemter , der Amtsauditoren ( Assessoren ) , der Actuare
und Amtsboten 682 t3 q/ gs. für 1861,
68563 ö °/i 2 gl . für 1862/63 bewilligen.

Zur Motivirung desselben habe er Folgendes zu bemer¬
ken. Es handele sich um die Gehalte von 2 Actuaren.
Schon früher habe er hervorgehoben , daß man bei der Nor-

mirung der Gehaltssätze für dieselben davon ausgcgangen sei,
daß für 17 Aemter je 2 und für 2 Aemter je 1 Acluar an-

' gestellt werden sollten . Man habe angenommen , Brake solle
ein kleines , lediglich die Stadt umfassendes Amt bilden , für
welches ein Actuar genüge . Außerdem habe man für das
Amt Landwührdcn nur Einen  Actuar bestimmt . Das Amt
Brake sei nun aber nach dem Acmtergesetzc ein Amt gewor¬
den , das einen bedeutenden District umfasse . Es könne da¬
her leicht, sowohl im dienstlichen als im finanziellen Interesse,
wünschenSwerth werden , noch auf die Anstellung eincS
Acluars Bedacht zu nehmen . Die Staalsregierung sei mit
der Anstellung des subalternen Personals keinesweges schnell,
sondern erst , nachdem sie lange Erfahrungen gesammelt habe,
vorangegangcn ; sie habe bis zum 1 . Mai d. I . sogar 2
Stellen vacant gehalten . Er mache nun aufmerksam , daß,
wenn das Geld bewilligt sei , es deshalb noch nicht werde
verwendet werden . Die StaatSregierung wolle nur in der
Lage sein , anstellen zu können , wenn der Dienst und das
finanzielle Interesse nach ihrer Ansicht cs forderen . Er wolle
noch hervorheben , daß beim Amte Brake im Jahre 1859 für
Hülfsprotocvllisten und Hülfsexpedienten die nicht unerhebliche
Summe von ca . 377 ^ verausgabt fei . Er empfehle daher
dringend , durch Annahme dieses Antrags die Staalsregierung
in den Stand zu setzen , in dieser Beziehung auf die zweck¬
mäßigste Weise zu verfahren.

Präsident :^ Er sehe diesen Antrag als einen eventuel¬
len Antrag für den Fall der Annahme des Minderheitsan¬
trags an.

Abg . Ahlhorn : Nach diesen Aufklärungen könne er
auch für den Minorilätsantrag stimmen . Es handele sich
um die Principienfrage . Da in dem Regulative nur von
Zahlen die Rede sei , so habe der übrige Thcil des Finanz¬
ausschusses einen solchen Antrag zu stellen für unzweckmäßig
erachtet . Die StaatSregierung werde jetzt wohl nach dem

vom Ausschüsse als richtig anerkannten Princip verfahren , da
der Herr Staatsminister so eben dieses Princip als richtig
anerkannt habe.

Staatsminister von Berg : Diese Folgerung des Abg.
Ahlhorn  sei eine Folge des Princips selbst.

Abg . BraDer : Er glaube , man könne den Antrag der
StaatSregierung für 1861 wohl annehmen , für 1862/63
scheine ihm derselbe bedenklich . Eine Anstellung mehrerer
Aciuare Halle er nicht für wünschenswerth . Die Zahl der
Beamten sei überhaupt zu groß und eine Beschränkung der¬
selben halte er durchaus für nöthig . Daher halte er dafür,
vorsichtig damit zu verfahren und lieber provisorisches Hülfs-
personal zuzuziehen , wenn es auch gar mehr kosten solle , als
fest anstellen.

Berichterstatter Strackerjan II . : Er mache darauf
aufmerksam , daß der Antrag der Staatsregicrung jetzt für
1861 niedriger gestellt sei als der frühere Ausschußantrag , für
1862/63 aber nur um jährlich 180 höher.

Berathung geschlossen.
Zuerst wird der Ausschußantrag Nr . 4 , sodann der der

Staatsregierung angenommen . Der Antrag Nr . 3 ist damit
erledigt.

Zu Antrag Nr . 5:
der Landtag wolle die Bewilligung für die Strafan¬
stalt und Zwangsarbeitsanstalt zu Vechta für 1861
bis auf 16100 erhöhen.

Berichterstatter Strackerjan ll . : Der Ausschuß sei im
Ganzen mit der Staatsregierung nicht nur einverstanden,
was die Art der Beschäftigung der Gefangenen u . s. w . an-
belangc , sondern halte die beabsichtigte neue Einrichtung für
sehr wünschenswerth . Auf die finanzielle Seite habe er daher
nicht ein so großes Gewicht gelegt , obgleich er einige Zweifel

hege , daß alle Ertragsberechnungen zulreffen . Der Antrag
weiche nur in kleinen Summen ab , indem darnach im Gan¬
zen etwas mehr bewilligt werden solle.

Abg . Ahlhorn : Er erlaube sich die Bemerkung , daß
nicht der ganze  Ausschuß mit der auf S . 1387 gegebenen
Motivirung : „ Was sodann . . . . . keine Einwirkung
zustcht " einverstanden sei.

Berathung geschlossen.
Antrag Nr . 5 angenommen.
Anträge Nr . 6 , 7 und 8.

(Ein Thcil des Ausschusses beantragt als Zuschuß für
landwirthsckaftliche Zwecke 500 jährlich für 1861/63 , ein
anderer Thcil 1200 q/ und ein dritter Theil 1500 q^ .)

Abg . Nüder : Zur Unterstützung des Antrags Nr . 8
erlaube er sich, einen (Überblick über die hiesigen Culturver-
hältnisse zu geben , der sich hauptsächlich auf die Geestdistricte
beziehen müsse und daher namentlich den Herren aus der
Marsch und aus den Fürstenthümcrn von Interesse in Bezug
auf die Abstimmung sein könne . In Birkenfeld komme nach

ihm gewordenen Mittheilungen auf 100 Jück Land ca . 10 Jück
uncultivirte Flache , wenn man die Dreesche mit zum unculti-
virten Lande rechne , in Eutin sei das Culturverhaltniß jeden-
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falls noch günstiger. Aehnlich verhalte es sied in der Marsch.
Zn einigen Bezirken derselben sei daß Verhältniß günstiger;
im Abschätzungsbezirk Brake sei das Verhältniß des unculti-
virten Landes zur Gesammtfläche wie in Birkenfeld (10 zu
100). , Bedeutend ungünstiger aber stelle sich dasselbe in den
Gcestbczirkcn. JnWesterstede kommen auf 100Zück Gesammt¬
fläche etwa 51 Zück, in Varel ca. 57 Zück, in Frisoythe gar
82 Zück uncultivirtes Land. Unter solchen Verhältnissen
müssen doch die Staatsregierung und der Landtag sich wohl
die Frage aufwerfen, ob cs nicht an der Zeit sei, kräftiger
als bisher, fördernd auf die Landesculturverhältnisse einzu¬
wirken. Hier im Herzogthum seien noch 310,000 Zück un-
cultivirten Landes vorhanden, ferner gebe es noch ca. 31,000
Zück sogenanntes Neuland, d. h. Haide- und Moorparzellen,
die theilS urbar gemacht, größerentheils aber noch uncultivirt
seien. Von den Wiesen seien 24,000 Zück in die IV. und
V. Elasse geschätzt, vom Ackerlande etwa 40,000 Zück in die
IV., V. und VI. Classe. Zm Ganzen stellen sich also immer
noch 450,000 Zück im Großhcrzoqthum heraus , die durch
ihren schlechten Culturzustand aufforbcrn , für die Förderung
der Lanbescultur erfolgreich thätig zu werden. Solche An¬
forderungen könne man nicht füglich der Privatthätigkeit
allein überlassen; denn diese werde bei dem jetzigen Stande
des wissenschaftlichen Betriebes auf den Geestcn nur durch
Abtrennung von Anbaustellen, nicht durch Cultivirung von
Len alten Stellen aus Wesentliches leisten können. Man
werde fragen, weshalb nicht? Weil durchgehends nicht aus
die Kräftigung der gesammteüWirthschaft hingearbeitet werde.
Zn den Eschen erfordere der stets wiederkehrende Roggenbau
jährliche Zuführung von Dünger , die durch Raubcultur in
den Kämpen und Haiden müsse ermöglicht werden. In den
Kämpen werde eine durch ihre zu lange Dauer verkehrte
Weidewirthschaft getrieben, die häufig den Düngvorrath der
Esche liefern müsse. Zn den Mooren herrsche die Brand-
cultur vor. Bei einem so wenig schonenden Verfahren sei eS
nun kein Wunder, daß man fast überall im Lande nur Cultur-
stillstand erblicke. Wenn man den Fleiß und die Sparsam¬
keit der Geestbewohnerauch anerkennen müsse, so könne man
doch keinekwegesdas Wirthschastsprinzip derselben billigen.
In den Eschen, die häufig ihrer Lage nach der Abwässerung
günstig, aber bei dem gecheckten Besitz keinen gehörigen Ab¬
fluß haben, werde nicht für Entwässerung gesorgt. Man
wolle nicht einmal eine Furche zur Wegleitung des Wassers
hergebcn. Der einzelne tüchtige Landmann , der etwa nach
besseren Grundsätzen wirthschaften wolle, könne meistens
nicht; denn er hänge vom guten Willen der Nachbarn ab.
So laute wenigstens die Entschuldigung. Ob dieselbe aber
auch für die Besitzer von Kämpen und Wiesen gelten könne?
Hier sei doch der Besitzer ohne Zweifel in der Lage, inner¬
halb seiner Grenzen nach bestem Ermessen zu entwässern. Da
heiße es dann meistens, wenn Nichts geschehe, der Mangel
eines Entwässerungsgesetzeshemme den Culturfortschritt und
man sehne sich nach einem solchen. Ein solches Gesetz sei
allerdings sehr zu wünschen; aber man könne auch ohne

dieses zweckmäßig auf den eigenen Grundstücken für Ab¬
wässerung schon jetzt sorgen. DaS Gesetz mache die Gräben
auch nicht. Auf dem Wege der Gesetzgebung sei im vorigen
Landtage ein wesentlicher Fortschritt für die Landeskultur
durch das Verkoppelungsgesetz bewirkt, nach dem man sich
vorher laut gesehnt habe. Was sei der Erfolg gewesen? Der
Eifer sei bedeutend erkaltet ; wiederum schrecke eine verkehrte
Sparsamkeit , die thörichte Furcht vor zu großen Kosten des
VerfahtenS, von der energischen Benutzung des Gesetzes zurück.
Erst zwei Verkoppelungen seien beendet und eine drille jetzt
in Angriff genommen. Weiter werde durch die Ausführung
der Theilungsordnung dahin gestrebt, die Gemeinheiten und
Marken in den ungestörten Privatbefitz hinüberzuführen und
sie so der Cultur zugänglich zu machen. Nun aber berechtige
diese Theilungsordnung jeden Einzelnen, seine Abfindung in
allen Bonitätsclassen zu fordern. Können die Interessenten
sich nicht einigen, so entscheide daS Loos über die Lage der
Parzellen. Die betreffenden Theilungsbehörden wirken nun
nach Kräften darauf ein, die Landwirthe zu veranlassen, von
solcher Berechtigung des Loosens abzusehen und die Ver¬
koppelung auch bei der Theilung durch Bildung größerer
Abfindungspläne einzuführen. Aber Zeder fürchte, daß er.
übervorthrilt werde, daß er den schlechtesten Theil erhalte.
Zu oft werde der Vortheil , den man gerechter Weise nicht
beanspruchen könne, dem Nachbar nicht gegönnt, das Zweck¬
mäßige werde abgelehnt und häufig werde so gerheilt, daß
nur Material zukünftiger, dringend nolhwendiger Verkoppe¬
lung, durch die Theilung geschaffen werde. Manche verzwei¬
felten nun an der Möglichkeit des Eintritts besserer Verhält¬
nisse. Dazu liege kein Grund vor. In Hannover haben
ähnliche Zustände obgewaltek. Da habe ein Mann , Theoretiker
in der Landwirthschaft, der so. berühmt gewordene Thaer,
mit großer Kraft sich der Sache angenommen. Die von ihm
aufgestellten Grundsätze der rationellen Landwirthschaft, seine
Systeme des Fruchtwechsels und der Schlagwirthschaft seien
in anderen deutschen Ländern schneller ausgenußt und besser
gewürdigt als hier. In Folge davon seien ganze Provinzen
von nicht besserem Boden als der hiesige sei, auf eine Stufe
der Cultur erhoben, zu der man von hier aus mit Beschä¬
mung hinaufblicken müsse. Diese richtigen Prinzipien können
nachhaltig durchgeführt werden, wenn die hiesigen Landwirthe
sich zu einer Association entschließen, um mit vereinter Kraft
wirken zu können. Zu einer solchen Vereinigung sollen gerade
die landwirthschaftlichenVereine führen. Zugleich aber bil¬
den dieselben eine gute politische Vorschule. Zn ihnen lernen
die Landleute, sich über ihr Fach in Versammlungen frei aus¬
zusprechen und gewöhnen sich auf diese Weise auch, in an¬
deren öffentlichen Angelegenheiten sich ein unparteiisches, ge¬
sundes Urtheil zu bilden und dieses frei auszusprechcn. — Bei
solcher Auffassung der Sache müsse doch auch die Staats¬
regierung ein lebhaftes Interesse für diese Art der Vertretung
der landwirthschaftlichenInteressen haben. Zn anderen Län¬
dern finde man derartige Vertretung großartiger und kost¬
spieliger entwickelt, so z. B . in Preußen das Landes-Oeco-
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nomie -Collegium , in Sachsen den Culturrath . Er brauche

nicht auszuführcn , wie vvrtheilhaft es sei, wenn eine solche
* landwirthschastliche Vertretung die in die Landwirthschaft hin¬

einschlagenden Gesetze durchprüfe , ehe sie zur Berathung dem

Staatsministerium und dem Landtage unterbreitet werden.

Ein so kostspieliger Culturrath sei allerdings hier nicht nöthig,
aber er sei in befriedigender Form gegeben in dem Central-

ausschusse der landwirthschäftlichen Gesellschaft . Die Aufgabe

der Landwirthe sei es , in denselben Leute zu wählen , zu denen

man allgemeines Vertrauen habe . Dick geschehe nun nicht
immer . Aber weshalb nicht ? weil so mancher zu kluge oder

zu mißtrauische Landwirth sich noch von den Vereinen fern
Halle ; weil also die Betheiligung noch zu schwach sei. Gerade

deshalb müsse es zur Zeit noch sehr gewünscht werden , daß

öffentliche Mittel zu diesen Zwecken disponibel gemacht wer¬
den , einmal für die Kosten des Centralausschusses und dann

zur Besoldung eines Secretairs , der sich an den Verhand¬
lungen der Zweigvereine bctheili 'ge , die dort gesammelten Er¬

fahrungen durch das Centralblatt zum Gemeingut der Gesell¬
schaft mache und die von den Behörden geforderten Gut¬

achten bearbeite . Zur Erfüllung dieser Aufgaben müsse dieser
Geschäftsführer ein theoreiisch und praclisch gebildeter Oecv-

nomen sein , er müsse im Stanke sein , den Leuten mit Rath

und Thal an die Hand zu gehen , — z. B . könne er der

Rathgeber nach einer durchgcführten Verkoppelung zur Ein¬

richtung neuer Fruchtsolgen und Wirthschastspläne u . s. w.

sein . Die Mittel für diese Zwecke müssen vom Staate gewiß

noch für eine längere Dauer in Aussicht genommen werden,

anders dagegen müsse man denjenigen Theil der Slaats-

unlerstützung bcurtheilcn , durch dessen Verwendung auf be¬
stimmte landwirthschastliche Betriebszweige eine directe Ein¬

wirkung bewirkt werden solle . Ihre Bewilligung sei wohl

nur für eine kurze Uebergangsperiode bestimmt in Aussicht zu

nehmen und könne dann zurückgezogen werden . Für diese

Uebergangsperiode bedürfe man derselben dringend , um den-

Landwirth erst an die Vereine zu fesseln . Der hiesige Prac-

tiker müsse erst Thatsachen sehen , che er in ' s Vercinsleben

mitwirkend eintrete . Der jetzige Bestand der Gesellschaft be¬

trage zwar schon etwa 1000 Mitglieder und unter diesen

seien vielleicht 300 aus anderen Ständen . Auf diese letztere»

und ihren Werth als Mitglieder werde von manchen Land¬

leuten mit Achselzucken hingcblickt , anstatt daß sie cs hoch¬

schätzen sollten , wenn eine allgemeine Bctheiligung aus allen

Ständen dem wichtigsten Gewerbe zu Theil werde . Der

Werth der wissenschaftlich gebildeten Mitglieder werde nicht

gewürdigt . Dieselben können viel nützen , wenn sie sich be¬

mühen , die einzelnen Erfahrungen der Practiker zu sammeln,

geistig zu durchdringen , sie richtig zu läutern und so eine

Grundlage für den Fortschritt zu schaffen . Zm Ausschuß

werde von einigen Seiten der Nutzen der Verwendung der

Gelder angczweifelt . Er wolle doch sehr empfehlen , cs dar¬

auf ankommcn zu lassen . Der Abg . Ahlhorn  meine , nach
10 Jahren werde man noch keinen bedeutenden Erfolg wahr¬

nehmen ; er habe demselben schon erwiederk , waS er noch ein¬

mal wiederhole : Wenn die Summe 10 Jahre bewilligt sein

werde , dann werde die Sache eine solche Wendung genommen
haben , daß man füglich eine Einschränkung der Mittel für
die dirccten Verwendungen vornehmen könne . Zur Zeit

würde durch Minderbewilligung das erst kürzlich cingetretenc
Erblühen des fruchtbringenden Vercinsleben untergraben wer¬

den . Der Landtag möge die 1Z00 bewilligen ; sie seien

eine winzige Summe im Vergleich zu der großen Aufgabe,
die durch sie solle gelöset werden.

Abg . Brader : Nach der ausführlichen Erörterung des
Vorredners könne er sich auf wenige Worte beschränken . Er

ersuche die Herren dringend , die 1500 zu bewilligen.
Daß es hier um die Landwirthschast schlecht stehe , sei klar.

Das gebe auch die Gegenpartei zu . Dieselbe glaube aber,
dieser Zuschuß auS Staatsmitteln werde wenig nützen , die

einzelnen Mitglieder der Gesellschaft können ja auch größere
Beiträge zahlen . Er gebe zu , daß die Vereine früher wenig
mögen genützt haben , obgleich sie immer einige vortheilhaste

Wirkungen gehabt . In seiner Heimath existire ein Verein,
den man allerseits sehr ungern vermissen würde . Die in

Aussicht genommenen 1500 seien eine so winzige Summe

in Vergleich zu den übrigen Staatsausgaben , daß man durch¬

aus keinen Anstand zu nehmen brauche , dieselben zu bewilli¬

gen . Wenn man dann am Ende cinsehen sollte , daß die

Verwendung derselben fruchtlos sei, könne man sie ja zurück¬
ziehen . Er habe die besten Hoffnungen betreffs der Anstalt,
zumal da jetzt ein rühriger Mann an der Spitze stehe , der
wohl etwas GuteS schaffen werde.

Abg . Brörmann . Er freue sich, daß er im Wesent¬

lichen mit dem Abg . Rüder  einverstanden sei, er wolle näm¬

lich auch Verbesserung der Agrikultur . Aber es handle sich

hier nur darum , welche die Mittel und Wege seien , den
Zweck zu erreichen . Der Abg . Rüder  habe erwähnt , die

Gesellschaft bestehe augenblicklich aus 1000 Mitgliedern.
Diese bezahlen jährlich 15 gs. Beitrag . Lasse man diese statt

dessen 1 15 gs . zahlen , so habe man jährlich ein Capital

von 1500 q/ disponibel . Die Staatskasse werde überhaupt
durch so große Ausgaben in Anspruch genommen und die

Classensteuer werde von den kleinern Leuten so hart empfun¬

den , daß man dieselben doch nicht gut auch hierzu indirccr
könne beilragen lassen . Er empfehle vielmehr nur , den An¬

trag Nr . 6 anzunehmen . Durch einen Beitrag jedes Mit¬

gliedes von jährlich li/z könne Alles gedeckt werden.

Abg . Ahlhorn : Er werde auch für ten Antrag Nr . 6
stimmen ; falls derselbe sollte abgelehnt werben , für Nr . 7.

So sehr er auch auf die Tüchtigkeit und den guten Willen

des Oeconomie - Commissairs Rüder  vertraue , so könne er

sich von den segensreichen Wirkungen der Anstalt doch nicht
überzeugen , noch auch davon , daß in 10 Jahren ein bedeu¬

tender Erfolg durch dieselbe herbeigeführt sein werde . Woher
rühre es denn , daß die Mittel , welche in den letzten Jahren

bewilligt seien , noch nichts genützt haben ? — Was übrigens
die Bemerkung des Abg . Rüder  anlange , daß unter den

Mitgliedern der Gesellschaft die Landlcute mit Achselzucken
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auf die Nicht -Landwirthe Hinsehen , so glaube er , daß gerade
das Gegentheil der Fall sei. Nachdem der Commissair Rü¬
der vie Sache in die Hand genommen , hoffe er allerdings
Wehr Erfolg als früher . So bedeutend werde aber , fürchte
er , .die Bewilligung nicht auf die Förderung der Agricultur
influiren , namentlich , wenn man mit den bewilligten Sum¬
men so verfahren werde , wie dies früher schon wohl geschehen
sei. Bor einigen Jahren habe man von der für ökonomische
Zwecke bewilligten Summe 832 zum Nutzen der Kron-

gutScasse zur Drainirung von Mansholt und Hunbsmühlen
verwandt . Ganz abgesehen von solchen Vorkommnissen ver¬
spreche er sich von der landwirthschaftlichcn Gesellschaft keinen
großen Erfolg . Für dik Bewilligung von 800 ^ werde er
stimmen ; mit dieser sei doch auch schon Etwas zu erreichen.
Im Ucbrigen könne er sich dem Abg . Brörmann  an-
schlicßen . Er wünsche lebhaft die Hebung der Agricultur,
halte die fraglichen Mittel dazu aber nicht für geeignet.

Abg . Russell : Er werde sich freuen , wenn der Landtag
dem Anträge Nr . 8 seine Zustimmung ertheilen werde . Die
Gründe für denselben seien ausführlich vom Abg . Rüder

dargclegt . Man habe freilich hervorgehoben , die guten Wir¬
kungen der Landwirthschaftögesellschaft seien noch nicht her-
vorgeireten . Wie dieselbe früher gewesen , darüber könne er
nicht urtheilen ; aber seit der neuen Organisation , die diese
Gesellschaft 1858 erfahren habe , müsse sie vortheilhaft auf die

Agriculturverhaltnisse einwirken . Durch die verschiedenen
Zweigvereine werde das Interesse für die Landwirihschast all¬
gemein angeregt . So sei z. B . in Damme eine Abtheilung,
die auS zwei Vereinen seinem weiteren und einem engeren)
bestehe , von denen der letztere verschiedene landwirthschaftliche
Blätter halte und alle 4 Wochen zu Berathungen über neue

Entdeckungen und Erfindungen auf dem Gebiete der Oeco-
nomie zusammcnkomme . Er frage , ob daS nicht fördernd auf
die Landwirihschast einwirken müsse ? Man dürfe allerdings
nicht die hiesigen Landwirthe zum Experimentiren verleiten,
aber der Verein habe auch nur eine practische Richtung und
empfehle nur diejenigen Verbesserungen in der Landwirth-
schaft , welche sich bereits erprobt haben . Und ein solcher
Verein sollte nicht in unserm Lande , in welchem die Land-

wirthschaft die größte Beachtung verdiene , eine Unterstützung
des Staats beanspruchen können ? Der Abg . Brörmann
behaupte freilich , daß die Mitglieder des Vereins durch einen
weiteren Beitrag von 1 H die Bedürfnisse desselben decken
könnten . Aber in den verschiedenen Abtheilungen haben

die Mitglieder nun wieder verschiedene Nebenausgaben für die
Abtheilung , welche sich auf mehrere Thaler beliefen . Eine

größere Ausgabe dürfe man den Mitgliedern deö Vereins
nicht zumutken . Er möchte den Abg . Brörmann  fragen,
ob nicht Manchen schon die Beiträge zu hoch erschienen und
ob sich nicht Manche deswegen der Betheiligung am Vereine
enthielten ? DaS werde der Abg . Brörmann  sehr wohl
wissen . Er halte cs deshalb durchaus gerechtfertigt , wenn
der Staat hier Etwas im Interesse der Agricultur thue und

diese geringe Summe von 1500 beisteuere , da derselbe

doch für Handel und Gewerbe so bedeutende Summen auf-
wendc . Es sei kaum zu begreifen , wie man diese niedrige
Summe beanstanden könne . Man solle nur auf andere Staa¬
ten Hinblicken , die mit weit größeren Beiträgen die Land-
wirthschaft unterstützen , und derem Beispiele hierin folgen , das
werde nicht schaden . Er empfehle daher dringend die An¬
nahme des Antrags Nr . 8.

Abg . Braver : Er wolle noch nachfügen , daß er eS
komisch finden würde , wollte man diese Summe nicht be¬
willigen , dg man doch für die Hengstköhrung eine ziemliche
Summe bewilligt habe . Die dort in Frage stehende Summe
komme nur den großen Grundbesitzern zu Gute , wohingegen
diese auch den kleinen Landlcuten nütze . Er stehe ganz un-
beiheiligt da und werde sich auch beruhigen , wenn der An¬
trag Nr . 8 abgelehnt werde . Cr wisse aber , daß im Lande
allgemein der Wunsch rege sei, daß für diesen Zweck nicht ge¬
spart . Er hoffe den besten Erfolg . Sollte aber auch wider
Erwarten nicht viel erreicht werden , so würde die Summe

doch auch nicht so bedeutend inS Gewicht fallen . Der Abg.
Brörmann  meine , die Mitglieder können wohl mehr auf¬
bringen . Dies sei ganz richtig . Er und viele Andere wollen
gern einen höheren Beitrag geben . Manche Leute seien jedoch
zu engherzig , um auf solche Zwecke Etwas zu verwenden und
deshalb sei eine einigermaßen bedeutende Unterstützung von
Seiten des Staats nur wünschenswerth.

Abg . Brörmann : Der Abg . Russell  zwinge ihn
durch seine Ausführung einen Punkt zu berühren , den er nur
ungern erörtere ; dies sei nämlich folgender . Der Grund der
geringen Betheili 'gung an dem landwirthschaftlichen Verein
liege nicht in dem hohen Beitrage , sondern in der Einrichtung
der Gesellschaft . So stehe z. B . in Damme ein Mitglied an
der Spitze , das weder theoretisch noch praktisch Etwas von
der Occonomie verstehe . Solche Leute mögen in der Ge¬
schäftsführung gewandt genug sein ; im Uebrigen können sie
der Gesellschaft nicht nützen , sondern höchstens dadurch , daß
sie ihre Vorträge in einen wissenschaftlichen Schein hüllen , die
Landleute gläubig in Jrrthümer führen . Die Wissenschaft
werde gewiß nicht durch sie gefördert.

Abg . Rüver : Der Abg . Brörmann  habe gesagt,
ein jährlicher Beitrag von 1 ' /? 4/ werde den Leuten nicht
schwer fallen . Dies sei allerdings bei den Bemittelteren
richtig , wenn sie den Nutzen nur erst einsehen , was jedoch
leider nicht allgemein der Fall sei. Der Staat müsse daher
so lange nachhelfen , bis durch die praktischen Leistungen des
Vereins der Vortheil den Landleuten allgemein einleuchte . —
Dann komme wesentlich der Punkt in Betracht , daß man
nicht allein den großen , sondern vor Allem den kleinen Land¬
leuten von Staatswegen zu Hülfe kommen müsse . Man
weise den dürftigen Arbeitern Anbauerstellen an und fordere
nach 10 Jahren Abgaben von denselben . Ob cs sich da
nicht rechtfertigen sollte , daß man diesen Leuten , denen in
den meisten Fällen gesetzmäßig durch den Zwang , ein gutes
Wohnhaus zu erbauen , daS erforderliche Betriebskapital ge-
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nommen werde , anleitend an die Hand gehe , wie sie die kahle
Haid - oder Moorparzelle am sichersten und am schnellsten ur¬
bar machen ? Die Landwirthschaftsgesellschafl habe dies in
letzterer Zeit so wenig außer Achl gelassen wie die Regierung
und es seien namentlich die Mittel zur Förderung der
Drainage meistens Besitzern zugewendct , deren Grundstücke
zwischen 2 und 20 Zück Flächeninhalt haben . — Der Abg.
Ahlhorn  habe von stattgehabter Verschwendung der Gelder
gesprochen und hervorgehobcn , daß man Geld , welches für
öcvnomische Zwecke bewilligt worden sei , zum Vortheile der
Krongulscasie zur Drainirung verwendet habe . Letzterer Fall
sei ihm nicht bekannt . UebrigenS wisse er wohl , daß bei
den ersten DrainSanlagen verschwendet sei. DieS würde
wohl nicht vorgckommen sein , wenn damals practische Leute
die getroffenen Maaßnahmen offen und eingehend kritisirt
hätten . Aber wenn dies einmal  der Fall gewesen sei , so
sei doch nicht gesagt , daß es wieder Vorkommen werde.
Jedenfalls haben so sparsame Leute , wie der Abg . Ahl horn,
eS am besten in der Hand jegliche Verschwendung zu verhin¬
dern , wenn sie — statt sich dem Verein fern zu halten und
nachträglich  dessen Thun und Treiben zu kritisiren , sich
am Verein bethciliglen ; bann werde die Sache jedenfalls
besser gehen.

Abg . Russell : Er könne den Herren mittheilcn , daß
er zu jenen Mitgliedern des Landwirthschaftlichen Vereins
gehöre , die es sich gefallen lassen müßten , von gewissen Per¬
sonen mit Achselzucken betrachtet zu werden . Auch habe er
die Ehre in Damme Vorstand deS Vereins zu sein , könne
aber auch zugleich den persönlichen Verdächtigungen des
Abg . Brörmann  gegenüber erklären , daß er nicht in das
öcvnomische Fach eingegriffen , sondern lediglich sich darauf be¬
schränkt habe , die äußere Leitung des Vereins zu übernehmen
und das Interesse für die Sache zu wecken , worin er denn
auch von manchen tüchtigen Landwirthen unterstützt werde.
Er habe nun auch die Freude , zu sehen , daß die Zahl der
Mitglieder des Vereins in kurzer Zeit ganz erheblich zuge¬
nommen habe und dcr Verein immer mehr Anerkennung finde.

Abg . Oltmanns : Es solle heute noch der Gesetzent¬
wurf delreffend die Stierköhrung berathen werden . Bewillige
man diese Summe , so werde dadurch auch schon einigermaßen
für die Hebung des Viehstandes gesorgt werden.

Abg . Ahlhorn : Was seine Bemerkung betreffs der
Verwendung für dix Krongutscasse anlange , auf die der
Abg . Rüder  zurückgekommen sei , so hoffe er auch , daß ein
solcher Fall nicht wieder verkommen werde . Das von ihm
angeführte Factum liege jedoch vor , wie er es mitgetheilt . Die
fernere Bemerkung anlangend , man müsse den kleinen Grund¬
besitzern auch Etwas zuwenden , so sei der Finanzausschuß
darin fürwahr nicht sparsam gewesen . Es gebe vielerlei
Wege , dieselben zu unterstützen und er biete dazu immer gern
die Hand . Man müsse denselben auf zweckmäßige Weise
Etwas angedeihcn lassen ; dieselben nicht ohne Weiteres auf
eine Anbauerstelle setzen und dann für sich sorgen lassen.

Berathung geschlossen.
Die Anträge 6 und 7 werden abgclehnt , der Antrag

Nr . 8 wird angenommen.
Zu Antrag Nr . 9:
Staatsminister von Berg : Zunächst wolle er auf

einige Bemerkungen des Ausschusses eingehen . Derselbe
hebe hervor , die Staatsregierung habe früher bei den ersten
Verhandlungen über diesen Gegenstand die zu verwendenden
Summen nicht sogleich richtig angegeben . DieS sei keines-
weges der Fall . Als die Staatsregierung die Vorlage ge¬
macht , habe sie speciell angegeben , waS mit den 170000
hergestellt werden solle . Diese Summe habe wesentlich zur
Herstellung der Schleuse , der Kajen und deS Bassins dienen
sollen und werde dazu verwendet werden . Es sei also durch¬
aus nicht der Fall , daß die Staatsregierung das wahre Bc-
dürfniß verschwiegen habe . — Ferner sei der Staatsregierung
vorgeworfen , daß sie den Anschlag dadurch überschritten , daß
sie die Schleuscnthürcn aus Eisen habe construiren lassen.
Diese Construction der Schleusenthüren sei in neuerer Zeit
fast ganz allgemein geworden , die Staatsregierung habe die
Sache geprüft und nach den technischen Ermittelungen die
Ueberzeugung gewonnen , daß die Construction von Eisen un¬
bedingt schon aus dem Grunde vorzuziehen sei , weil eiserne
Lhüren vier mal dauerhafter sein sollen als hölzerne . Unter
solchen Umständen glaube er , würde die Staatsregierung sich
verantwortlich gemacht haben , wenn sic diese Construction
nicht gewählt , die Mehrausgabe von ca . 6000 ->/ nicht ge¬
macht hätte . Auf diesen Punkt lege er ein besonderes Ge¬
wicht , weil diese Ueberschreitung den Ausschuß zur Beantra¬
gung einer Ermäßigung der jetzt geforderten Summe veran¬
laßt habe . Nach dem Angegebenen hoffe er , daß die in den
Voranschlag aufgenommenen Summen nicht beanstandet werden
würben . Der Ausschuß hebe bann noch verschiedene Momente
hervor , über welche er eine kurze Aufklärung geben wolle.
Dcr Ausschuß gehe einmal davon aus , daß verschiedene Ar¬
beiten beim geschlossenen Hafen noch hätten verschoben wer¬
ben können , dann , daß die Hafeneinnahmen zu niedrig ver¬
anschlagt seien und endlich , daß die verfallenen Convenlional-
strafgelder des Annehmers zu berücksichtigen seien . Als man
daS Material für den Voranschlag gesammelt , habe die Pro¬
vinzialregierung einen Voranschlag der Arbeiten mitgetheilt,
der um ca. 10000 höher gewesen sei als der , welchen die
Staatsregierung vorgelegt habe . Die von der Staatsregie¬
rung bereits ordinirte Summe solle nun noch weiter ermäßigt
werden , insbesondere weil es nicht nöthig sei , die verschiede¬
nen Krahnbauten auf einmal in Angriff zu nehmen . DieS
sei ganz richtig . Es solle aber auch zuerst nur der eine
Krahn gebauet , mit den beiden kleinen noch gewartet wer¬
den . Es liege im Voranschläge ein Jrrthum vor . Es hätte
heißen müssen : „ für die Gründung zweier kleiner Krähne ."
Der Voranschlag sei in allen Punkten so viel wie möglich
herabgedrückt und er glaube kaum , daß noch eine weiter zu
rechtfertigende Ermäßigung möglich sei. Nach nochmaliger
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Prüfung habe sich herausgestellt , daß betreffs der Pflaste¬
rungskosten vielleicht noch eine Ersparung von 1150

könne gemacht werden . Außerdem sei vielleicht noch betreffs
der kleinen Anlagen ( Anstalt zum Kochen von Pech und

Theer rc.) Etwas zu ersparen . Diese Anlagen werden jedoch
später auch wieder Einnahmen mit sich bringen . Betreffs

der Einnahmen sei noch gesagt , dieselben werden sich wohl

höher Herausstellen als sie veranschlagt seien . Es sei sehr
zweifelhaft , ob nach der Krisis in Amerika nicht ein bedeu¬

tendes Sinken derselben eintreten werde , und würden pro
1861 nur für etwa vier Monate Hafengelder zu heben sein.

Was endlich die Bemerkung des Ausschusses anlange , es

kommen noch die Strafgelder des Annehmers hinzu , so könne

man diese doch nicht eher in Rechnung bringen , als bis die
Sache sich aufgeklärt habe . Der Annehmer müsse doch ge¬
hört norden , weshalb er seiner contractlichen Verbindlichkeit

nicht nachgekommen sei. Es sei ja möglich , daß der Anneh¬
mer Gründe vorbringe , die ihn der Strafe entheben . Er

(Redner ) Haber allerdings persönlich die Ansicht , baß demsel¬
ben eine bedeutende Summe zur Last falle , indem ein nicht
unbedeutender Mehraufwand an Kosten durch die Verschie¬

bung nöthig geworden sei , den derselbe jedenfalls zu ersetzen
haben werde . — Nach dem Gesagten glaube er , daß der

Ausschuß die aufgezählten Summen nicht beanstanden
könne . Er beantrage daher:

Der Landtag wolle zu den Ausgaben für die Braker

Hafcnanstalt 64235 für l861 , 7550 für
1862 und 4350 für 1863 bewilligen und rc. wie
im AuSschußantrage.

Sollte der Antrag nicht angenommen werden , so würden

allenfalls die als möglich bezeichnten Verschiebungen eintre¬

ten können und stelle er deshalb des eventuellen Antrag:

Der Landtag wolle zu den Ausgaben für die Broker
Hafcnanstalt 61100 a/ für 1861 , 7550 -->/ für
1862 und 4350 für 1863 bewilligen und rc. wie

im AuSschußantrage.

Uebrigens könne er aus die Schlußbemerkung des Aus¬

schusses erwiedern , daß die Staalsregierung mit der Revision
der Taxen einverstanden sei und baß die Provinzialregierung
bereits einen Bericht in Aussicht gestellt habe . Er müsse

dringend nochmals den principalen Antrag , jedenfalls aber
den eventuellen Antrag anzunehmen empfehlen.

Abg . Ahlhorn : Als die Skaatsregierung dem 12 . Land¬

tage vaS Projekt des Braker Hafenbaucs vorgelegt , sei der
Landtag mit Widerstreben aus die Berathung eingegangen
und habe erst keine 108000 bewilligen wollen . Der Fi¬

nanzausschuß habe einfach gesagt : Solle man diese Summe
bewilligen , so müsse man erst die ganzen Kosten übersehen
können . Der Herr Slaatsminister , der jetzt hier zugegen sei,

habe damals gesagt , der Ausschuß sei vollständig im Rechte,
wenn er eine solche Auskunft verlange . Die Staatsregierung

habe damals die Ausgabepvste svecicll angeführt . Diese ha¬

ben sich auf 161000 gestellt , der Abrundung wegen habe
man aber dann die Summe von 170000 -i/ genommen . Ein

Zeder hätte geglaubt , mit dieser Summe sei Alles zu be¬
streiten . Da sollen nun jetzt noch für verschiedene Sachen

(Abflußrinnen , Krähne rc . rc.) ca. 24000 -̂ bewilligt werden.
Diese Gegenstände , die doch auch zum Hafen gehören , hätten

nicht verschwiegen werden müssen . Nach Bewilligung der
genannten Summe sei dann später ein Schreiben der Staats¬

regierung an den ständigen Lanbtagsausschuß gekommen , dir
Gelder schon in der letzten Finanzperiode zu verwenden . Der

ständige Ausschuß habe dies für wünschenswert !» gehalten,

namentlich deshalb , weil in der damals günstigen Zeit
10 — 12000 disponibel gewesen ; die Verwendung der Gel¬

der habe sich jedoch verzögert . Hätte die Staatsregierung
damals gesagt , es kommen noch viele Nachbewilligungen , so

würde der Ausschuß sich wohl nicht einverstanden erklärt haben,
wenigstens er , für seine Perlon , würde dagegen gestimmt haben.

Jetzt sei man moralisch gezwungen , zu bewilligen . Uebrigens
könne man die 30723 und 5055 ^ (Ueberkrag ) nicht ab¬
rechnen ; dieselben seien keine Minder kosten , sie sollen nur als

ordentliche Ausgaben für Zwecke , die man vom Anfänge an
im Auge gehabt , verausgabt werden . Die Summe für die

anderen Ausgaben sei sehr bedeutend . Er werde vielleicht

wohl für den eventuellen Antrag stimmen können ( nicht für
den principalen ) , da für Brake überhaupt schon sehr viel

verwendet sei und er von diesem Gau nicht die großen Er¬
wartungen hege.

Staatsminister von Berg : Bei seiner ersten Bemerkung
habe er sich dagegen verwahrt , daß die Staatsregierung bei
der ersten Vorlage über diesen Gegenstand betreffs der nöthi-

gen Ausgaben für denselben dem Landtage Etwas vorcnt-
halten hätte ; diese Bemerkung habe er auch begründet . Was

die Bemerkung des Abg . Ahlhorn  anlange , die 30723
und 5055 H könne man nicht abrechnen , anlange , so er-
wiedere er einfach darauf , daß diese Gelder einen Theil der
bewilligten Summe bilden , der noch nicht verwendet sei, mit¬
hin noch verwendet werden müsse.

Berathung geschlossen.

Der Ausschußantrag Nr . 9 wird abgelehnt , desgleichen
der principale Antrag der Staatsregierung ; der eventuelle
Antrag derselben wird angenommen.

Wegen vorgerückter Zeit wird die Sitzung geschlossen.

Der Präsident ersucht den Herrn Reg .-Commissair , von
dem Austritt des Abg . Wibel  aus dem Landtage Kenntniß
zu nehmen.

Die Frist zur Einbringung von Verbesserungsanträgen
zur zweiten Lesung der Gesetzentwürfe , bctr . die Gerichtsver¬

fassung und den bürgerlichen Proceß in den Fürstenthümcrn
wird bis zuum 14 . d. M . Abends 9 Uhr angesetzt.
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Nächste Sitzung den 14 . Mai Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung für dieselbe:

1) Fortsetzung in der Berathung des Finanzausschuß¬
berichts , betr . einige ausgesetzte Positionen des Vor¬
anschlags . -

2) Bericht des Ausschusses zur Begutachtung der Gesetz¬
entwurfs , betr . Stierköhrung für das Herzogthum.

3) Bericht deS Ausschusses , betr . den Entwurf eines Re-
crutirungsgesctzcs.

4 ) Bericht des Ausschusses XVII . , betr . Zusätze zu den
Gehaltsregulativcn für Lübeck und Birkenfeld.

Schluß der Sitzung : 2 Uhr 5 Min . Nachmittags.

Der Berichterstatter:
v. Buttel und Bartel.

»
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